
gesetzt. Die Berichterstattung wird im Rahmen einer 
Gemeindevertretersitzung unter breitester Einbezie­
hung der Bevölkerung durchgeführt werden.

Die im Ort ansässigen Schöffen geben den Ortsaus­
schußmitgliedern Aufklärung über die Bedeutung der 
Richterwahlen. Auf diese Weise vorbereitet, verteilen 
die Ausschußmitglieder dann die Einladungen zu dieser 
Berichterstattung an die Einwohner der Gemeinde, 
wobei sie mit der Bevölkerung über die Bedeutung der 
Richterwahlen diskutieren. Darüber hinaus hat sich 
der Ortsausschuß der Nationalen Front vorgenommen, 
vom Gericht Aufklärung über ein gegen einen Einwoh­
ner durchgeführtes Strafverfahren zu erbitten.

Was wurde bisher vom Kreisausschuß der Nationalen 
Front Strausberg und vom Kreisgericht zur Vorberei­
tung der Wahlen unternommen? Zunächst wurde eine 
gemeinsame Dienstbesprechung der Leiter aller ört­
lichen Staatsorgane, des Kreisvorstandes des FDGB, der 
Ständigen Kommission Innere Angelegenheiten, Volks­
polizei und Justiz und des Kreisausschusses der Natio­
nalen Front durchgeführt. Aus diesem Gremium wur­
den einzelne Mitarbeiter persönlich für die Vorberei­
tung der Wahlen in den einzelnen Orten verantwortlich 
gemacht. Sie sind verpflichtet, den jeweiligen Ortsaus­
schüssen der. Nationalen Front und den Gemeindever­
tretungen Anleitung für die Vorbereitung der Wahlen 
zu geben usw. Es wurde ein Organisationsplan er­
arbeitet, der in allen Staatsorganen vorhanden ist und 
jeweils gegenseitig abgestimmt wird. Dieser Plan ent­
hält bereits die für das Referat verantwortlichen 
Richter, die Kreistagsabgeordneten und die Sekretari­
atsmitglieder der Nationalen Front, die an den Rechen­
schaftslegungen in den verschiedenen Gemeinden teil­
nehmen werden, sowie die festgesetzten Termine, 
Versammlungsräume usw.

Diese Maßnahmen wurden in eine vom Kreisgericht, 
dem Kreisausschuß der Nationalen Front und dem 
Kreisvorstand des FDGB gemeinsam erarbeitete Rats­
vorlage auf genommen und dem Rat des Kreises zur 
Bestätigung vorgelegt. Gleichlautende Vorlagen werden 
auch im Büro der Kreisleitung der SED und im Kreis­
sekretariat der Nationalen Front beraten und be­
schlossen.

Auch in allen Kreisvorständen der Blockparteien und 
Massenorganisationen werden die Probleme der Richter­
wahlen auf die Tagesordnung gesetzt. So wurde z. B. im 
Kreissekretariat der DBD unter Teilnahme eines 
Richterpraktikanten des Kreisgerichts Strausberg über

die Richterwahlen beraten und ein Beschluß gefaßt, 
nach dem in allen Gruppen Versammlungen durchzu­
führen sind, auf denen über die Richterwahlen gespro­
chen wird. Ferner wurde festgelegt, daß sich die DBD- 
Freunde den Ortsausschüssen der Nationalen Front bei 
der Vorbereitung der Wahlen zur Verfügung stellen 
sollen.

Alle in Frage kommenden Institutionen und Ge­
meinderäte haben vom Kreisgericht eine Empfehlung 
für die Vorbereitung und Durchführung der Rechen­
schaftslegungen des Gerichts bekommen. In dieser 
Empfehlung wird u. a. darauf hingewiesen, daß die 
Berichterstattungen des Gerichts zur Festigung und 
Weiterentwicklung unserer sozialistischen Demokratie 
beitragen müssen.

Die Rechenschaftslegung und Vorstellung der einzel­
nen Richter als Kandidaten wird dann dem Beschluß 
des Ministerrats vom 24. März 1960 (NJ 1960 S. 220) ent­
sprechend am 1. September dieses Jahres beginnen.

Die Schöffen werden verpflichtet, in ihren Gemein­
den und Betrieben aktiv die Rechenschaftslegungen des 
Kreisgerichts vorzubereiten. Sie werden zu diesem 
Zweck in den Betrieben mit der BGL und in den Ge­
meinden mit den Gemeindevertretungen und den Orts­
ausschüssen der Nationalen Front in Verbindung treten.

Der Kreisvorstand des FDGB hat gemeinsam mit dem 
Gericht außerdem diejenigen VEB und VEG festgelegt, 
in denen unabhängig von der Rechenschaftslegung in 
den Gemeinden Betriebsversammlungen über die Rich­
terwahlen durchgeführt werden.

Diese Maßnahmen gewährleisten in allen Orten und1 
Schwerpunktbetrieben des Kreises eine gute Wahlvor­
bereitung. Es kann und muß dadurch erreicht werden,, 
daß alle politisch fortschrittlichen Kräfte Zusammen­
wirken und die Vorbereitung der Richterwahlen nicht 
nur Angelegenheit des Kreisgerichts bleibt. Gemäß dem 
Richterwahlgesetz ist die Nationale Front Träger der 
Wahl, und die Kreis- bzw. Bezirkstage sind für ihre 
Durchführung verantwortlich.

Es muß gewährleistet sein, daß jeder Bürger des 
Kreises von seinem demokratischen Recht Gebrauch 
machen und von den Richtern Rechenschaft über ihre 
gesamte Arbeit verlangen kann. Gerade auch die 
Rechenschaftspflicht der Richter unterstreicht den 
volksdemokratischen Charakter unserer Gerichte und 
macht den Gegensatz zu den westzonalen Willkür­
gerichten, die mit unzähligen Blutrichtern durchsetzt 
sind, deutlich.
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Durch den neuen Arbeitsstil der Justizorgane 
die sozialistische Entwicklung in der Landwirtschaft fördern!

i

Von WALTER FRITZSCHE, Oberrichter, und ANNEMARIE HEXELSCHNEIDER, 
, Richter am Bezirksgericht Leipzig ,

Nach dem Zusammenschluß aller Bauern unserer 
Republik zur sozialistischen Großraumwirtschaft hat 
sich der Staatsapparat verstärkt für die Festigung und 
weitere Entwicklung der landwirtschaftlichen Produk­
tionsgenossenschaften sowie für die Überwindung noch 
vorhandener Mängel und Schwächen einzusetzen. Zur 
Lösung dieser Aufgaben müssen auch die Justizorgane 
mit ihren speziellen Mitteln beitragen. Die Bezirks­
gerichte haben dabei vor allem dafür zu sorgen, daß 
sie — so wie S c h r e i e r  u n d  K r ü g e r  in NJ 1960 
S. 232 darlegten — die Schwerpunkte der Kreise genau 
kennen, um durch konkrete Hinweise und Auflagen die 
Untersuchung der gesellschaftlichen Verhältnisse zu

ermöglichen und die Ursachen der zutage getretenen 
Widersprüche erforschen und beseitigen zu können. Die 
Kenntnis der Schwerpunkte der einzelnen Kreise wird 
dann besser erreicht, wenn die Bezirksgerichte zumin­
dest in der Berufungsinstanz zur territorialen Arbeits­
weise übergehen, weil es erfahrungsgemäß leichter 
ist, eine gute Übersicht über fünf als über zwanzig 
Kreise zu erhalten. Seit Januar 1960 arbeitet daher das 
Bezirksgericht Leipzig in der Berufungsinstanz auf 
dieser Grundlage. Durch diese Arbeitsweise ist nicht 
nur eine bessere Verbindung zu den Kreisgerichten 
und über sie zu den örtlichen Machtorganen hergestellt 
worden, sondern wir haben auch erreicht, daß die
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